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Bolks-Schulblatt.
»3. Jänner. Pàr Jahrgang. 1836-

Hei der Redakzion kann jederzeit auf daS Volksschulblatt abonnirt werden, — Die Jähr-
gange t85j und 1855 werden zusammen um Fr, 4 erlassen.

Gesezesentwurf über die Sekundärschulen der Kantons Bern.

Der Große Rath des Kantons Bern
in Betrachtung:

t) daß die bestehenden Sekundärschulen im Kanton Bern an
Wesentliche« Mängeln leiden unv namentlich ein harmonisches
Zusammenwirkest ^rsel ben unter sich unv mit den andern öffentlichen Bil-
MN'gàtâàl! fehlt;

2) daß dieselbsn für die Bevölkerung aller LandeStheile, besonders
aber für diejenige größerer Ortschaften ein wesentliches und von Tag
zy Tag dringenderes Bedürfnis) geworden;
^ 3) daß daher eine angemessene Umgestaltung des Sekunvarschul-
Wksens zur gebieterischen Nothwenvigkeit erwachsen ist ;

gestüzt auf das Gesez. über die Organisazion des Schulwesens;
auf den Antrag der Erziehungsdirekzion und des Regierungsrathes,

beschließt:

à. Errichtung und Unterhaltung der Sekundärschulen.
< 8- t. Sekundärschulen können von einer Genossenschaft

von Privaten» von einer oder von mehreren zu diesem Zweke sich

Hreinigenden Gemeinden errichtet werden.
8- 2. Der Staat betheiligt fich bei Leitung und

Unterhaltung der Sekundärschulen nach Vorschrift dieses GesezeS.

8. 3- Der Regierungsrath wird bestimmen, welche Se-
tnndarschulen vom Staat unterstüzt werden sollen. Er hat dabei die
Bedürfnisse der verschiedenen Landestheile, vie bereits bestehenden Ali-
Halten der Art und die materiellen Leistungen der Privaten oder
Gemeinden zu berüksichtigen.

8> 4. Die Kosten der Sekundärschulen werden bestritten :
!^ s. aus den freiwilligen oder vertragsmäßigen oder gesezlichen Bei¬

trägen der Privaten, Gemeinden oder Bezirke;



d. aus den Schulgeldern;
v. aus de» Zinsen allfälliger dazu bestimmter Fonds ;
ct. aus den jährlichcn Beiträgen des Staats.

8 5. Privaten und Gemeinden, welche für ihre
Sekundärschulen die Unterstüzung deS Staats verlangen, haben stch,
wofern nicht besondere Verträge etwas Anderes bestimmen, zu folgenden

Leistungen zu verpflichten:
a. eines zwekmäßigen Lokals, nebst dessen Unterhaltung, Beheizung

und Beleuchtung?
d. deS nöthigen Schulgeräths;
e. der sür den Gemeingebrauch bestimmten Lehrmittel nebst den

nöthigen Apparaten, Sammlungen, Bibliotheken u. s. w. ;
à. der Einrichtung für das Turnen;
e. dcr Bestreitung der Verwalmngskosten überhaupt akleS zum

guten Fortgang dcS Unterrichts Notbwendige.
Der Rcgierungsrath kann sich jedoch zu Leistung fixer

Beiträge anstatt jener Erfordernisse in bem Sinne mit den Betreffenden
v e r st à n d i g e n daß jene erstern diesen leztern möglichst entsprechend

seien.

§. K. Privaten,ßGeme!nden oder einem Bezirke wird die Errichtung

einer Sekundärschule bewilligt:
s. wenn der Regierungsrath das Bedürfnis; hiefür anerkennt;
b. wenn die im 8. 5 vorgeschriebenen Leistungen, sowie die Besol¬

dung der Lehrer, soweit sie nicht durch den Staatsbeitrag oder
durch den Ertrag allfälliger SchulfondS bestritten werden können,
auf wenigstens' 6 Jahre gesichert sind;

v. bei Schulen mit einem Lehrer für wenigstens 15 Schüler, bei

solchen mit 2 Lehrern für wenigstens 3V, auf k Jahre Zusicherung

gegeben ist;
à. die Erfüllung aller einschlagenden Vorschriften garantirt ist.

8. 7. Da wo eS unthunlich ist, in der nämlichen Sekundärschule

die Mädchen sammt den Knaben zu unterrichten, können auch

Sekundärschulen für Mädchen vom Staate unterstüzt

werden. Für diese Schulen gelten gleichfalls die Bestimmungen

dieses Gesezes, insoweit diese auf Mädchenschulen anwendbar sind.
Auf Unterstüzung deS Staates haben sie jcdoch nur dann

Anspruch, wenn eine Fortbildungsklasse für Primarschul-
uud Arbeitsschullehrerinnen mit ihnen verbunden ist.

8. 8. Der Staat übernimmt in der Regel die H ä l f t e der

Besoldung der angestellten Lchrcr für die Zeit, auf welche eine

Sekundärschule nach 8 6 gesichert ist.
Er behält sich dafür die Verfügung über wenigstens 2 Freipläze

vor, welche vorzüglich an Seminarpraperanden vergeben
werden sollen.

8. 9. Die im vorhergehenden Paragraf in Aussicht gestellte

Staatsuntcrstüzung soll jedoch nur an solche Sekundärschulen
geschehen, sür welche der Ertrag der im 8- 4, litt, b und c, bezeich-
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neten Einnahmsquellen zum Unterhalt nicht genügen,
und in billigem Verhältniß zum Ertrag jener Einnahmsquellcn stehen.

Wo bei bestehenden Sekundärschulen die vorgeschriebenen und
eingegangenen Bedingungen nicht erfüllt werden, kann der Regie-
rungsralh den Staatsbeitrag verweigern.

§. tl). I n d e r R e g e l soll der einer Sekundärschule nach 8.
8 zukommende S t a a t s b e i t r a g nur für Sekundärschulen mit
mehreren Lehrern verabreicht werden.

Solche mit bloß einem Lehrer sollen nur da unterstüzt
werden, wo die Verhältnisse, namentlich die geografische Lage bei

beschränktem Vermögen eincr Gegend die A n st e l I u n g mehrerer
Lehrer unmöglich machen.

». Der Unterricht.
8. It. Die Unterrichtsgegenstände der Sekundärschulen sind:

s. allgemein verbindliche:
Religion,
deutsche Sprache,
französische Sprache,
Mathematik, nebst Anleitung zur Buchhaltung,
Naturkunde, mit besonderer Rüksicht auf Landwirthschaft

und Gewerbe,
Geografie,
Geschichte, vorzugsweise vaterländische,
Schönschreiben,
Zeichnen,
Gesang,
Turnen ;

b. bloß zuläßige:
die lateinische und griechische Sprache,
die englische und italienische Sprache,
die Waffenübungcn.

Mädchen können von Gegenständen, die nicht wesentlich in ihren
BildungSkreis gehören, dispensirt werden.

O. Die Schüler.
8- t2. In eine Sekundärschule sollen nur solche Schüler

aufgenommen werden, die durch eine Prüfung sich ausgewiesen haben,
daß sie hiezu die nach dem Lehrplan nothweudigen Vorkenntnisse

besizen.

Ebenso soll rüksichtslos darauf gehalten weri-en, daß nur
solche Schüler aus einer untern Klasse in eine höhere befördert

werben, welche durch eine wohlbestandene, strenge Prüfung
die zum Eintritt in die betreffende Klasse nöthige Vorbildung
erlangt haben.

Die Aufnahme geschieht in dcr Regel nach zurükgelcgtcm
zehntem Altersjahr.
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§.13. Wo S ch u l g e l d e r gefordert werden, sollen dieselben
in der Regel jährlich Fr. 60 für den Schüler nicht übersteigen.

Jever Schüler hat zur Anlegung eines Sekundarsch ulfondS
eine Aufnahmsgebühr von Fr. 5 und bei jeder Promo-
z i o n einen Beitrag von Fr. 2 zu leisten.

Privaten over Gemeinden, welche für ihre Sekundärschule du
Unterstüzung des Staates genießen haben jevoch außer den vom
Staate für stch vorbehaltenen zwei Freistellen (8. 8) auf je 3t!
Schüler wenigstens 2 ganze ober 4 halbe Freistellen zu errichten.

8- 14. Die Sekunvarschüler sind zum fleißigen Besuch
der Schule verpflichtet.

Alle nach Mitgäbe der reglementarischen Vorschriften nicht
hinlänglich entschuldigten Versäumnisse derselben sind
mit einer im Réglemente zu bestimmenden Buße zu belegen.

Solche, welche die Schule so u n f l e i ß i g besuchen, daß
dadurch ihr Fortschreiten mit den andern Schülern der Klasse gehindert

wird, können durch die betreffende Schulkommisston
ausgewiesen werden, haben abcr gleichwol das Schulgeld für das

laufende Schulhalbjahr zu bezahlen.
I». Die Lehrer.

8. 15. Die Zahl der Lehrer an den bisher unter dem Namen

Progymnasien und Kollegien bekannten Sekundärschulen
wird der RegierungSrath bestimmen und dabei möglichst den bisherigen

Verhältnissen Rechnung tragen.
Diejenige an dcn übrigen Sekundärschulen richtet sich nach

der Zahl dcr Schüler in folgendem Verhältniß:
1 Lehrer auf 15—30 Schüler;
wenigstens 2 Lehrer auf 30—60 Schüler ;

3 „ 60-100 „
„ 4 „ „ 100 u. f. w.

und so fortsteigend in gleichem Verhältniß.
8. 16. Die definitive Anstellung der Lehrer geschieht nach

erfolgter öffentlicher Ausschreibung und nach Anhörung der

betreffenden Schulkommission durch den RegierungSrath.
Die A m t S d a u e r der definitiv angestellten Lehrer richtet fich

nach der Zeit, für welche der Bestand der Schule gesichert ist.
8. 17. Bewerber, welche noch nicht im Besize eineS

Patents für Sekundarlehrer sind, haben in dcr Regel eine Prüfung

zu bestehen.
Bei bereits Patentirten genügt eine Probelekzion.
In beiden Fällen kann eine Probezeit verlangt werden.
Notorisch tüchtige Männer können mit Genehmigung der

ErzichungSdirekzion berufen werden.
8. 18. Wo Schulfreunde an einer Sekundärschule Unterricht

in einzelnen Fächern erlheilcn wollcn, ist die Bewilligung der Erzie-
hungsdirckziv» einznholcn.
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z. 19. Wird dcr Lehrer zu einer andern Stelle befördert,
oder will er aus andern Gründen seine Stelle aufgeben, so soll
er hievon der Schulkommission wenigstens vier Wochen vor
Anfang eines neuen SchulbalbjahrS Kenntniß geben, und
seiner Stelle noch bis Ende des laufenden vorstehen.

Wo jedoch besondere Verhältnisse es wünschenSwerth machen,
kann die ErziehungSdirekzion Ausnahmen gestatten.

§. 29. Die Besoldung der Hauptlehrer ist nach den
Verhältnissen der Lokalität, nach der Tüchtigkeit derselben, ihrer Stellung

in den Klassen und nach der Bedeutung des Lehrfachs und der
Zahl der öffentlichen Unterrichtsstunden auf den Antrag der betreffenden

Schulkommisston durch den RegierungSrath zu bestimmen.
Sie beträgt für die wöchentliche Unterrichtsstunde

eines HauptlehrerS an einer Sekundärschule mit humanistischem
Unterricht (bisherige Progymnasien und Kollegien) jährlich wenigstens

KV Fr. und darf für keinen Lehrer einer Sekundärschule

unter 3V fallen.
§. 21. AlS Hauptlehrer sind diejenigen Lehrer anzusehen,

welche zu einem angemessenen Unterricht auf den höhern Stufen
eineS wissenschaftlichen Lehrfaches in gewissem Maße der gesummten

Wissenschaft desselben Meister sein müssen ; — als Hülfs-
lehrer theils diejenigen, welche nur in den Anfangsgründen
eines wissenschaftlichen Lehrfaches, theils nur in Fertigkeiten
unterrichten, was entweder ganz, wie beim Schreiben und Turnen, oder
doch noch überwiegend, wie beim Zeichnen und Singen, bloßes
technisches Einüben ist.

§. 22. Die Sekundarlehrer sind verpflichtet, gegen eine

angemessene Entschädigung außer der gewöhnlichen Schulzeit
in 2—3 geeigneten wöchentlichen Stunden den
Lehrlingen und jüngern Genossen des Handwerkerstandes besondern Unterricht

in jenen Schulfertigkeiten nnd Kenntnissen z» ertheilen, welche
für die Handwerkerbildung vorzugsweise von Bedeutung
sind. — Näheres darüber bestimmt der Regicrungsrath.

§. 23. Wenn ein Sekundarlehrcr zu cincin nicht obligatorischen
Amte berufen wird, so zeigt er dieses dem Inspektor zu

Händen der ErziehungSdirekzion an, welche aus eingeholten Bericht
der Sekundarschulkommission zu entscheiden hat, od dasselbe mit
dem Schulamle vereinbar sei.

Schluß- und Uebergangsbestimmungen.
§. 24. Die weiter nothwcndigen nähern Bestimmungen über

die Sekundärschulen, namentlich übcr die Zahl der Klassen, der
anzustellende» Lehrer, der Iahrcskurse, der wöchentlichen Unterrichtsstunden,
die Ferien; über Urlaub, Stellvertretung, die besondern Pflichten und
Rechte der Lehrer; über das Prüfungswesen der Schüler und die

Schnldisziplin wird dcr Regierungsrath feststellen.
s 25. Alle mit dicscm Gesez in Widerspruch stchcnden Gcseze
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und Verordnungen, namentlich das Gesez über die Sekunvarschulen
vom 12. März 1839, der K, 2 des Dekrets vom 4. Dezember 185-4,
soweit er auf das Kollegium von Delsberg Bezug hat, sowie auch die

auf diese Anstalt bezüglichen weitern Bestimmungen sind aufgehoben,
leztere jedoch erst bann, wenn die im 8. 5 dieses GesezeS vorgesehene
Verständigung erfolgt sein wird. Endlich ist auch außer Kraft erklärt
das Dekret vom 24. November l8ì5, betreffend ein Progymnasium
für den französisch reformirten Theil deS Jura.

8. 2« Dieses Gesez tritt auf
in Kraft und soll auf gewohnte Weise öffentlich bekannt gemacht werden.

Vom RegierungSrathe genehmigt und mit Empfehlung vor den

Großen Rath gewiesen.
Bern, den 28. Dezember 1855.

NamenS deS RegierungSralheS,
Dcr Präsident:
P. Miay.

Der Rathsschreiber.:
L. Kurz.

(Fortsezung folgt.)

Schul-Chronik.

Bern. Bei Anlaß der Besprechung der neuen Schulgesezentwürfe sagt
die „Bernerzeitung" unter manch Anderm Beherzigenswertem: „Wer e S

mit unserer Zukunft ehrlich meint, helfe bèi der bevorstehenden
Reorganisazion unseres Schulwesens, wenn auch mit größern
pekuniären Opfern, dieselbe aus solide Füße stellen, auf Grundlagen,

die nicht der erste beste Hauch eines Feindes zu erschüttern

vermag."
Der „Bern. Patriot" findet an den erwähnten Schulgesezesentwürfen lo-

benswerth: Die Übersichtlichkeit des Ganzen ; die gehörige Gliederung der
verschiedenen öffentlichen Bildungsanstalten, die wie ein Räderwerk ineinandergreifen!

die klare Bezeichnung und Aufeinanderfolge der Schulftufen von der
Elementarklasse bis zur Kantonsjchule ; die Beaufsichtigung der Volksschulen durch
Schulinspektoren statt der bisherigen schweren Menge von Schulkommchären; so
wie endlich, daß das Gesez die mehrere Verwendung einheimischer Lehrer an
Sekundarlehrerstellen in Aussicht stelle. Dagegen wird getadelt: daß den
Primarschulen und ihren Lehrern zu viel aufgebürdet werde, ohne den Leztern
eine den Forderungen entsprechende Stellung zu bieten; daß die Entwürfe gar
manche „Hinterthürchen" haben, um einer prompten und gleichmäßigen
Ausführung entschlüpfen zu können; ferner die vorgesehene Errichtung eines
Pensionats in Bern, um entfernt wohnenden Bürgern die Benuzung der Kantonsschulen

zu erleichtern, und zwar dieß aus dem nicht zu verachtenden Grunde:
weil die Abschließung jünger Leute in ein Conviktleben einer gesunden Bildungsweise

erfahrungsmäßig entgegenstrebe. Der schärfste Tadel ist über die
Bestimmungen ausgesprochen, welche die Lehrer dcr Kantonalclemcntarschule dem
Oberlehrer strenge untergeben werden und einer alljährlichen Bestätigung im Amte
unterstellt sind mit einer in „schreiendem Mißverhältnis;" stehenden Besolduugs-
diffcreuz (Oberlehrer Ir. 23M und Uuterlehrcr Fr. 12W).
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